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d’administration de la compagnie P.L .M. a annoncé qu’il poursuivait ses ins­
tances auprès du Ministère des travaux publics pour obtenir enfin le dépôt du 
projet de loi portant concession de la partie française de la ligne de Vallorbe à 
Frasne ou à la Joux. A la fin de l’année dernière il paraissait que ce dépôt était 
imminent.

La retraite du Cabinet dont M. Maruejouls faisait partie ne doit-elle pas 
entraîner la remise à l’étude d’une question depuis si longtemps pendante et 
suffisamment étudiée? D ’après des renseignements qui nous sont parvenus, on 
aurait manifesté dans les sphères ministérielles l’intention de reprendre à nou­
veau avec la Suisse les pourparlers sur l’ensemble des lignes d’accès du Simplon. 
Afin d’écarter tout malentendu et d’éviter de nouveaux retards, le Conseil 
fédéral croit devoir répéter qu’il maintient complètement et sans réserves son 
approbation à la percée du Jura par le Mont d’Or, qu’il insiste derechef pour 
l’octroi, aussi rapide que possible, de la concession sollicitée du gouvernement 
français par la compagnie P.L.M. pour la partie française de ce tracé et qu’il ne 
veut entrer actuellement en négociations sur aucun autre tracé. Il ajoute que 
l’urgence de la solution du passage du Jura par le Mont d’Or, signalé déjà par lui 
en février 1903, augmente chaque jour à mesure qu’approche la date d’ouverture 
du tunnel du Simplon à l’exploitation commerciale.

Le Gouvernement fédéral se voit ainsi amené, par la force des choses, à 
insister auprès du Gouvernement français pour la prompte adoption de la 
combinaison concertée depuis près de quatre ans entre les administrations 
intéressées et officiellement acceptée par la Suisse depuis décembre 1902.»1

1. Die Note wurde am 1. A pril 1905 dem französischen Aussenministerium überreicht.
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[ . . . ]
Nachdem bekannt geworden war, dass der französische Handelsminister einer 

Deputation aus den Kreisen der Seidenindustrie die Zusicherung gegeben hatte, 
den Gesetzesentwurf Morel1 noch vor Ostern dem Parlament zur Beratung 
vorzulegen, Hessen sich hier die schon seit einiger Zeit geplanten demonstrativen 
Vorstellungen beim Bundesrate nicht mehr zurückhalten. Vor einigen Tagen

1. D er Antrag M orel vom  15. N ovem ber 1904 sah eine Erhöhung der französischen Zölle für  
Seidengewebe auf Fr. 7.50 pro  Kilogram m  vor (bisher Fr. 2 . - fü r schwarze, bzw . Fr. 2.40 fü r weisse 
und farbige Seide).
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wurde uns durch die beiliegende Druckschrift2 angekündigt, dass eine aus circa 
30 Mitgliedern des National- und Ständerates bestehende, elf verschiedenen 
Kantonen angehörende Abordnung den Bundesrat um Auskunft darüber zu 
ersuchen wünsche, welche Massregeln er bei einer allfälligen Erhöhung der auf 
Grund des Handelsabkommens vom 25. Juni 1895 bestehenden französischen 
Zölle für Seidenwaren zu ergreifen gedenke.

D er Bundesrat fasste nun gestern nach reiflicher Erwägung der Situation 
einstimmig den Beschluss, der Deputation durch den Vorsteher des Unterzeich­
neten Departem ents die Antwort erteilen zu lassen, die wir Ihnen in unserm 
gestrigen Telegramm zur Kenntnis brachten3. Wir legen eine Kopie dieses 
Telegramms bei.

Im Schosse des Bundesrates ist die von Ihnen, H err Minister, in dieser für 
unsere Seidenindustrie so bedeutsamen Frage eingenommene Haltung sehr 
gewürdigt und begriffen worden; trotzdem hat es der Bundesrat als dringend 
geboten erachtet, die französische Regierung nicht länger im Zweifel darüber zu 
lassen, dass nach hierseitiger Auffassung das Handelsabkommen von 1895 nicht 
aufrecht erhalten werden könnte, wenn eine seiner wichtigsten G rundbedingun­
gen, wie es die Seidenwarenzölle sind, dahinfallen sollte.

Wir hoffen, dass die französische Regierung in dem Beschlüsse des Bundesra­
tes nichts anders als das aufrichtige Bestreben erkennen werde, das Abkom m en 
von 1895 im wirtschaftlichen Interesse beider Nachbarländer fortbestehen zu 
lassen, und dass die gewichtigen Stimmen, die in Frankreich selbst gegen den 
Vorschlag Morel sich geltend machen, die Oberhand gewinnen werden.

Dem Ihnen von Herrn Chapsal in Aussicht gestellten Exposé über die W ir­
kung unserer neuen Zölle auf den französischen Export nach der Schweiz sehen 
wir mit grossem Interesse entgegen; einstweilen gestatten wir uns bloss, die 
Bemerkung, dass die Ansätze des künftigen schweizerischen Gebrauchstarifes im 
Vergleich zu den Zöllen des französischen Minimaltarifes immer noch sehr 
mässig und jedenfalls nicht dazu angetan sind, den Export Frankreichs nach der 
Schweiz in nennenswertem Masse zu beeinträchtigen. Übrigens wird unser neue 
Tarif neben den zum grossen Teil mässigen Erhöhungen auch eine Reihe von 
Zollherabsetzungen und Zollbefreiungen mit sich bringen, die nicht zum m inde­
sten auch den betreffenden Industrien und der Landwirtschaft Frankreichs zum 
Vorteil gereichen werden.

In keiner Weise gerechtfertigt erschiene uns der Vorwurf, dass die Schweiz 
durch die Erhöhung ihres Tarifes den ersten Anstoss gegen das Abkom m en mit 
Frankreich getan habe. D er neue Generaltarif vom 10. O ktober 1902 hat in erster 
Linie den Charakter eines Kampftarifes, einer wirksameren Waffe für die

2. Nicht abgedruckt.
3. Die Antwort des Bundesrates vom 30. März 1905 an die Deputation lautete: Wenn gegen alles 
Erwarten der von der Zollkommission der französischen Kammer angenommene Vorschlag des 
Herrn Abgeordneten Morel Gesetzeskraft erlangen, oder wenn in irgendwelchem Masse eine 
Erhöhung der auf dem Handelsabkommen vom 25. Juni 1895 beruhenden französischen Zölle für 
Ganzseidenwaren eintreten sollte, so würde der Bundesrat ohne Zögern die ihm geeignet erschei­
nenden Gegenmassnahmen anordnen (E 1004 1/219).
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Handelsvertragsunterhandlungen. Wie sehr derselbe diesem Zwecke gedient 
hat, geht aus dem mit Deutschland vereinbarten neuen Konventionaltarif mit 
aller Deutlichkeit hervor, und es sollte in Frankreich mehr als es der Fall zu sein 
scheint, in Berücksichtigung gezogen werden, dass die Konzessionen, die wir 
Deutschland durch weitgehende Zugeständnisse auf unserm neuen Generaltarif 
abgerungen haben, in ganz bedeutendem  Masse auch der französischen Industrie 
zu gute kommen werden. Wir müssen daher die von Herrn Chapsal Ihnen 
gegenüber aufgestellte Behauptung, dass die neuen schweizerischen Vertragsta­
rife mit Italien und Deutschland absichtlich zum Schaden Frankreichs kombiniert 
worden seien, mit aller Entschiedenheit zurückweisen. Es ist ja selbstverständ­
lich und begreiflich, dass unsere Unterhändler einzig die Aufgabe hatten, so weit 
als möglich günstigere Bedingungen für unsern eigenen Export zu erlangen und 
gleichzeitig im Rahmen der Möglichkeit auf einen etwas bessern Schutz der 
einheimischen Produktion hinzuarbeiten; von einer absichtlichen, vorbedachten 
Kombination der Tarife zum Nachteil Frankreichs kann aber nicht gesprochen 
werden. Es ist uns unbegreiflich, wie der Chef des französischen Aussenhandels 
aus unsern Abmachungen über die schweizerischen Zölle auf Wein, Vieh, Öl etc. 
eine solche ausgesprochene Absicht herzuleiten vermag. Italien hatte schon 
bisher für seine W einspezialitäten (Marsala etc.) eine besondere Vergünstigung 
hinsichtlich der Alkoholgrenze; die Viehzölle sind so beschaffen, dass die Kon­
kurrenzbedingungen für alle Länder, die Schlachtvieh nach der Schweiz liefern, 
die nämlichen sind, und die Gewichtsgrenze für die zollfreien Speiseöle, die Hrn. 
Chapsal zu einer besondern Bemerkung Anlass gibt, wird unter der Herrschaft 
des neuen Tarifes genau die gleiche sein, wie nach dem jetzigen Gebrauchstarif, 
nämlich 10 kg.

Es ist uns sehr erwünscht, das erwähnte Exposé so bald als möglich zu 
erhalten, damit wir die in demselben enthaltenen Ausführungen, soweit sie mit 
den tatsächlichen Verhältnissen im W iderspruche stehen, richtig stellen können, 
soweit dies nicht schon durch Sie geschehen wird.

70
E 2300 Paris, Archiv-Nr. 58

Der schweizerische Gesandte in Paris, Ch. Lardy, an den Bundespräsidenten und 
Vorsteher des Politischen Departementes, M. Ruchet

PB  Paris, 5 avril 1905

Il m ’a paru prém aturé de Vous écrire relativement au voyage de l’Em pereur 
d ’Allemagne à Tanger tant que je n ’avais pas des informations de première main. 
Il est incontestable que, dans le monde politique et dans le monde financier de 
Paris, ce voyage inquiète, et que beaucoup de gens se demandent si la France 
marche à un second Fachoda. Comme il n ’y a pas le moindre doute que jamais la 
France ne fera la guerre à l’Allemagne pour des droits ou avantages futurs au 
Maroc, les ennemis de M. Delcassé se demandent déjà si, après une reculade que
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